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Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Ulm vom 10.
Februar 2003 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Die Beklagte trÃ¤gt die auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤gers auch im
Berufungsverfahren.

Tatbestand:

Im Streit steht die Anerkennung des Ereignisses vom 31. Januar 1998 als
entschÃ¤digungspflichtigen Arbeitsunfall.

Der am 1965 geborene KlÃ¤ger war als GruppenfÃ¼hrer bei der Sch.
HÃ¼ttenwerke GmbH, A.-W. beruflich tÃ¤tig.

Mit Unfallanzeige vom 16. Februar 1998 teilte die Arbeitgeberin mit, der KlÃ¤ger
habe am 31. Januar 1998 einen Formkasten auf dem RÃ¼ttelrost transportiert.
Beim Einschalten des RÃ¼ttlers habe er nach eigenen Angaben eine "Explosion" im
Kopf verspÃ¼rt. Der KlÃ¤ger sei danach aus dem Ohr blutend von Herrn (C. P. ) S.
aufgefunden worden. Die Unfalluntersuchung habe keine sichtbare Ã¤uÃ�ere
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Verletzung ergeben. Der Verletzte schlieÃ�e nach eigenen Angaben eine Ã¤uÃ�ere
Einwirkung aus. BeigefÃ¼gt war eine Aktennotiz (ohne Datum) des Betriebsarztes
Dr. H. , BAD A. , Gesundheitsvorsorge und Sicherheitstechnik GmbH. Danach habe
sich der KlÃ¤ger beim Unfall eine Felsenbeinfraktur rechts zugezogen. Deshalb habe
er nach dem Unfall aus dem rechten Ohr geblutet. Am Arbeitsplatz sei durch zwei
Mitarbeiter (Herr W. S. und Herr B. ) versucht worden, den Unfallhergang zu
rekonstruieren. Man habe keine nachvollziehbare Ursachen fÃ¼r den Sturz des
Mitarbeiters finden kÃ¶nnen. Dieser sei am Boden liegend gefunden worden. Bei
der Suche nach der Unfallursache habe insbesondere keine Einwirkung von AuÃ�en
festgestellt werden kÃ¶nnen. Es kÃ¶nne praktisch ausgeschlossen werden, dass der
KlÃ¤ger durch herabstÃ¼rzende Teile am Kopf verletzt worden sei. Am 5. Februar
1998 habe er den KlÃ¤ger im Krankenhaus besucht. Dieser habe berichtet, dass er
beim DrÃ¼cken des Einschaltknopfes am RÃ¼ttler eine Explosion im Kopf
verspÃ¼rt habe. Ã�hnlich explosionsartige Erscheinungen habe er auch spÃ¤ter
mehrfach gehabt. Von Einwirkungen von AuÃ�en habe er nicht berichten kÃ¶nnen.
Nach RÃ¼cksprache mit den behandelnden Ã�rzten hÃ¤tten diese ausgefÃ¼hrt,
dass der Unfall des KlÃ¤gers bislang ausschlieÃ�lich als Arbeitsunfall angesehen
worden sei. Anhaltspunkte fÃ¼r eine Blutung im Gehirn hÃ¤tten sich bei der
Computertomographie nicht ergeben. MÃ¶gliche innere Ursachen wÃ¼rden aber
noch Ã¼berprÃ¼ft werden.

Im Durchgangsarztbericht vom 31. Januar 1998 fÃ¼hrte Prof. Dr. H. , Chirurg,
Unfallchirurg, Chefarzt in der Chirurgischen Klinik II, Ostalbklinikum A. , als
Diagnosen eine Contusio cerebri, eine SchÃ¤delbasisfraktur sowie eine Prellung der
linken Clavicula auf. Daneben wurde eine etwa 5 cm lange Platzwunde frontal
festgehalten. Bei der Aufnahme war der KlÃ¤ger ansprechbar aber stark
verlangsamt und weiter waren eine ErinnerungslÃ¼cke unklarer Dauer sowie ein
Erbrechen vermerkt.

Im Arztbrief der Neurologischen Klinik des Ostalbklinikums berichteten Chefarzt Dr.
P. und Dr. Hoffmann unter dem 13. Februar 1998 von einem Normalbefund des
SchÃ¤del-CT, unter dem 23. Februar 1998 von einem postkontusionellen Syndrom
und einem Verdacht auf basale Kontusion mit Abduzensparese beidseits.

Die Beklagte zog darauf das Vorerkrankungsverzeichnis des KlÃ¤gers bei der AOK
O. bei, das keine Hinweise auf vorbestehende innere Erkrankungen ergab.

Im Arztbrief vom 18. MÃ¤rz 1998 berichtete Prof. Dr. H. mit Oberarzt Dr. B. , dass
eine sichere innere Ursache im stationÃ¤ren Verlauf nicht habe gefunden werden
kÃ¶nnen. Die festgestellten Unfallfolgen mit SchÃ¤delbasisfraktur, HirnÃ¶dem und
Jochbeinfraktur rechts lieÃ�en jedoch auf eine erhebliche Gewalteinwirkung auf den
SchÃ¤del schlieÃ�en.

Der Technische Aufsichtsdienst der Beklagten (TAD), Technischer Aufsichtsbeamte
Dipl.-Ing. M. , berichtete auf Veranlassung vom 11. Mai 1998 unter dem 10.
Dezember 1998, man habe den Unfall bei einer Betriebsbegehung am 26. Juni 1998
besprochen. Alle Beteiligten (Betriebsrat fÃ¼r die GieÃ�erei Herr H. ,
SicherheitskrÃ¤fte K. und B. ) hÃ¤tten keine ErklÃ¤rung fÃ¼r den Unfallhergang
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geben kÃ¶nnen. Daraufhin habe er den KlÃ¤ger am 24. Juli 1998 direkt
angesprochen. Er habe den Unfall wie in der Unfallanzeige geschildert beschrieben.
Er habe angegeben, nachdem er eine Explosion im Kopf verspÃ¼rt habe, sei er zur
Mitte des Hauptfahrwegs in der GieÃ�erei gegangen und habe im Feld 15/16 einen
Kollegen gesehen. Da es ihm schwindelig geworden sei, hÃ¤tte er sich auf dem
Fahrweg hingelegt. Hier sei er von den Kollegen aufgefunden worden. Es seien â��
so Dipl. Ing. M. weiter â�� bei der technischen Ã�berprÃ¼fung der elektrischen
Systeme des Krans sowie des RÃ¼ttlers keine Fehler festgestellt worden.
Technische Fehler als Unfallursache seien mit Sicherheit auszuschlieÃ�en. Auch
habe keine sonstige betriebliche Gefahrenstelle bestanden, die den Unfallablauf
begÃ¼nstigt oder sonst auf den Unfallhergang Einfluss genommen habe.
Unmittelbare Unfallzeugen gebe es nicht. BeigefÃ¼gt war noch eine Dokumentation
mit Bildern, fÃ¼r die der KlÃ¤ger seine TÃ¤tigkeit nachgestellt hat und solchen
nach dem Ereignis.

Auf Nachfrage der Beklagten teilte der BeschÃ¤ftigungsbetrieb im Januar 1999 mit,
der KlÃ¤ger habe zum Unfallzeitpunkt einen Helm getragen. Der Helm sei neben
dem Fundort des Verletzten aufgefunden worden. Die Beklagte zog weiter die
Krankenunterlagen des KlÃ¤gers aus dem Ostalbklinikum A. bei, die unter anderem
einen Arztbrief vom 23. Februar 1998 an den behandelnden Arzt des KlÃ¤gers
enthielten. Danach habe man in dem am Unfalltag gefertigten SchÃ¤del-CT einen
Kontusionsherd rechts frontal, eine Hinterhauptsfraktur rechts in das rechte
Felsenbein ziehend sowie ein leichtes HirnÃ¶dem feststellen kÃ¶nnen. Man habe
wÃ¤hrend des stationÃ¤ren Aufenthalts eine Hypertonie rechts stÃ¤rker als links
festgestellt.

Nach Vorlage aller Unterlagen an den Beratungsarzt Prof. Dr. R. , Facharzt fÃ¼r
Chirurgie, fÃ¼hrte dieser unter dem 4. MÃ¤rz 1999 aus, dass man prinzipiell einen
Zusammenhang nicht ablehnen kÃ¶nne. Die aufgezeigten Verletzungen kÃ¶nnten
nicht beim "gezielten" Hinlegen eingetreten sein. Wegen des unterschiedlichen
Blutdrucks an beiden Armen solle der behandelnde Arzt befragt werden. Der Arzt
fÃ¼r Allgemeinmedizin G. teilte der Beklagten mit Schreiben vom 23. MÃ¤rz 1999
daraufhin mit, dass die spÃ¤teren Blutdruckwerte alle normoton gewesen seien. Die
Unterschiede an den Armen seien im Toleranzbereich. Auf Nachfrage teilte der Arzt
mit, dass vor dem Unfall Blutwerte des KlÃ¤gers nicht erhoben worden seien.

Der BeschÃ¤ftigungsbetrieb beschrieb auf weitere Nachfrage der Beklagten zum
Unfallhergang mit Schreiben vom 20. Mai 1999 diesen so, dass dem KlÃ¤ger, nach
Einschalten des RÃ¼ttlers und nachdem er eine "Explosion" im Kopf verspÃ¼rt
habe, schwindelig geworden und er rÃ¼ckwÃ¤rts zu Boden gefallen sei. Der
KlÃ¤ger sei dann von selbst wieder aufgestanden und Richtung Fahrweg getaumelt.
Herr (C. P. ) S. habe den KlÃ¤ger taumeln sehen, sei zu ihm hingelaufen, habe ihn
zu Boden gelegt und den Notruf eingeleitet. Der KlÃ¤ger habe aus dem Ohr geblutet
und an der Stirn eine Platzwunde gehabt.

AbschlieÃ�end kam Prof. Dr. R. am 19. Januar 2000 zum Ergebnis, der Sturz sei auf
eine innere Ursache zurÃ¼ckzufÃ¼hren.
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Mit Bescheid vom 13. Juni 2000 lehnte die Beklagte die GewÃ¤hrung von Leistungen
ab, da die Ermittlungen ergeben hÃ¤tten, dass keine Ã¤uÃ�ere Ursache zu dem
Sturz gefÃ¼hrt haben kÃ¶nne. Vielmehr mÃ¼sse nach den gesamten UmstÃ¤nden
davon ausgegangen werden, dass der Sturz aus innerer Ursache (=Erkrankung)
erfolgt sei. Ein Arbeitsunfall habe nicht vorgelegen, da das AusmaÃ� und die
Schwere der Verletzung nicht wesentlich auf eine Betriebseinrichtung
zurÃ¼ckzufÃ¼hren sei, da die Ã¼bliche HÃ¤rte eines StraÃ�en- oder Bodenbelages
auch im privaten Bereich vorhanden sei und damit keine erhÃ¶hte Gefahr bilde.

Den gegen diesen Bescheid erhobenen Widerspruch wies der
Widerspruchsausschuss der Beklagten mit Widerspruchsbescheid vom 18. Oktober
2000 zurÃ¼ck. Ein Ã¤uÃ�eres Ereignis als Unfallursache sei nicht bewiesen. Es sei
auch nicht ausreichend, dass der KÃ¶rperschaden nur anlÃ¤sslich der betrieblichen
TÃ¤tigkeit eingetreten sei. Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass die Entstehung oder die Art
und Schwere der Verletzung durch eine Betriebseinrichtung oder sonstige
betriebliche Gefahrenmomente hÃ¤tte verursacht sein kÃ¶nnen, hÃ¤tten sich nicht
ergeben.

Dagegen erhob der KlÃ¤ger am 3. November 2000 Klage zum Sozialgericht Ulm
(SG). Das SG befragte den Arbeitgeber des KlÃ¤gers zu Einzelheiten des
Unfallgeschehens, ohne dass dies neuere Erkenntnisse erbracht hÃ¤tte. Im Termin
zur mÃ¼ndlichen Verhandlung am 10. Februar 2003 befragte das Gericht den
KlÃ¤ger zum Unfallgeschehen. Dieser gab an, dass er damals im Hinterkopf eine
Explosion verspÃ¼rt habe. Unmittelbar zuvor habe er einen Schlag auf den Kopf
verspÃ¼rt und dabei seinen Helm verloren. Als er nach dem Helm, der wegfiel,
greifen wollte, habe er dann die Explosion im Kopf verspÃ¼rt. Er habe dann
weitergearbeitet und dabei wie ein Hammerschlagen im Ohr verspÃ¼rt. Er habe
sodann den GehÃ¶rschutz abgenommen und ihn blutverschmiert gesehen. Ihm sei
dann schwindlig geworden, er habe seinen Arbeitsplatz verlassen. Beim Gehen nach
wenigen Metern seien ihm die Knie aber noch weicher geworden. Er sei dann auf die
Knie gegangen und sei so verharrt. Weitere Erinnerungen an das Ereignis habe er
nicht mehr. Nach der Explosion im Kopf sei er nicht mehr mit dem Kopf gegen einen
Gegenstand gefallen. Beim zweiten Schlag habe er keinen Helm getragen.

Durch Urteil vom 10. Februar 2003 verurteilte das SG die Beklagte, das Ereignis
vom 31. Januar 1998 als entschÃ¤digungspflichtigen Arbeitsunfall anzuerkennen.
Auch wenn der KlÃ¤ger verschiedene UnfallablÃ¤ufe geschildert habe, sei von
einem Arbeitsunfall auszugehen. Bei den schweren Verletzungen im
SchÃ¤delbereich sei nachvollziehbar, wenn das ErinnerungsvermÃ¶gen des
KlÃ¤gers an das Unfallgeschehen nur lÃ¼ckenhaft sei. Gerade die von Prof. Dr. H.
diagnostizierten Verletzungsfolgen lieÃ�en darÃ¼ber hinaus nur den Schluss zu,
dass der KlÃ¤ger wÃ¤hrend der Arbeit von einem oder mehreren GegenstÃ¤nden
am Kopf getroffen worden sei. Denn die Jochbeinfraktur rechts kÃ¶nne durch den
vom KlÃ¤ger angegebenen Sturz nach hinten nicht verursacht worden sein.
Vielmehr mÃ¼sse die Gewalteinwirkung von vorne rechts erfolgt sein. Ein Sturz
nach rechts vorne sei aber nie angegeben worden. Prof. Dr. H. habe darÃ¼ber
hinaus auch eine sichere innere Ursache fÃ¼r den Sturz nicht feststellen kÃ¶nne.
Aber selbst wenn der KlÃ¤ger aus innerer Ursache gestÃ¼rzt sei, schlieÃ�e dies die
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Anerkennung des Unfalls als Arbeitsunfall nicht aus, da schon die Schwere der
Verletzungen ein "alltÃ¤gliches" Verletzungsrisiko ausschlieÃ�e. Das Gericht sei
daher im Rahmen der Wahlfeststellung zur Feststellung eines
entschÃ¤digungspflichtigen Arbeitsunfalls gelangt.

Gegen das am 27. MÃ¤rz 2000 zugestellte Urteil hat die Beklagte am 9. April 2003
Berufung eingelegt. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrt sie u.a. aus, das SG stÃ¼tze seine
Entscheidung auf lediglich vermutete TatbestÃ¤nde, obwohl das Vorliegen eines
Arbeitsunfalls den Vollbeweis erfordere. Denn nach dem Gesamtergebnis der
Ermittlungen kÃ¶nne eine Ã¤uÃ�ere Einwirkung auf den Kopf als Unfallursache
praktisch ausgeschlossen werden. Nach zeitnahen Angaben des KlÃ¤gers habe er
beim DrÃ¼cken des Einschaltknopfes des RÃ¼ttlers eine "Explosion" im Kopf
verspÃ¼rt, welche in Ã¤hnlicher Art und Weise auch spÃ¤ter aufgetreten sei. Prof.
Dr. H. habe Ã�berlegungen zu einer inneren Ursache zunÃ¤chst Ã¼berhaupt nicht
angestellt. Es habe darÃ¼ber hinaus nicht festgestellt werden kÃ¶nnen, dass sich
der KlÃ¤ger bei einem aus innerer Ursache erlittenen Sturz an einem
betriebseigenen harten Gegenstand die erheblichen Verletzungsfolgen zugezogen
habe. Vielmehr sei von einem rein hypothetischen Geschehensablauf auszugehen.
Die Nichterweislichkeit gehe allerdings zu Lasten des KlÃ¤gers.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Ulm vom 10. Februar 2003 aufzuheben und die Klage
abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Zur BegrÃ¼ndung beruft er sich im wesentlichen auf den Inhalt des Urteils des SG.
ErgÃ¤nzend trÃ¤gt er vor, dass es sich bereits um einen unfalltrÃ¤chtigen Arbeitsort
handle, an dem er tÃ¤tig gewesen sei. Die von ihm beschriebenen Explosionen im
Kopf kÃ¶nnten auch davon herrÃ¼hren, dass ein schwerer Gegenstand auf den
behelmten Kopf gefallen sei und das Aufschlagen aufgrund des Tragens von
GehÃ¶rschutz wie eine Explosion empfunden werde. Auch die Schwere der
erlittenen Verletzungen kÃ¶nne nur durch einen solchen Unfallhergang erklÃ¤rt
werden. Ein bloÃ�er Sturz auf den Boden reiche dafÃ¼r nicht aus.

Die Berichterstatterin des Verfahrens hat den Sachverhalt mit den Beteiligten am
30. Juni 2004 erÃ¶rtert. Auf die Sitzungsniederschrift vom gleichen Tag wird
inhaltlich Bezug genommen.

Die Beklagte hat mit Schriftsatz vom 28. September 2004 die beratungsÃ¤rztliche
Stellungnahme des PD Dr. R. , Facharzt fÃ¼r Neurologie, Psychiatrie und
Neuroradiologie vom 18. Juli 2004 vorgelegt. Darin fÃ¼hrt dieser u.a. aus, dass in
den Berichten der behandelnden Ã�rzte des Ostalbklinikums A. und des Hausarztes
sowie dem Vorerkrankungsverzeichnis keine Hinweise auf Erkrankungen erkennbar
seien, die mit plÃ¶tzlichen Bewusstseinsverlusten verbunden sein kÃ¶nnten. Es
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seien zwei Ereignisketten fÃ¼r den Unfallhergang denkbar: Nach einer sei der
KlÃ¤ger von einem Gegenstand am Kopf getroffen worden und habe sich dabei die
beschriebenen Frakturen zugezogen. Dadurch wÃ¤ren die
GesichtsschÃ¤delverletzungen zu erklÃ¤ren. Die SchÃ¤delbasisfraktur kÃ¶nne aus
mechanischen GrÃ¼nden nur durch einen nachfolgenden Sturz auf den Steinboden
verursacht worden sein. Aufgrund der vom KlÃ¤ger wiederholt gemachten Angaben
zum Unfallhergang und der Ereignisse der Unfalluntersuchung sei jedoch ein
traumatisches PrimÃ¤rereignis, das zu einem Schlag gegen die Stirn gefÃ¼hrt
habe, unwahrscheinlich. Am Beginn einer zweiten denkbaren Kausalkette kÃ¶nne
ein Sturz ohne Ã¤uÃ�ere Einwirkung stehen. Zu denken sei als Ursache an eine
Synkope oder einen cerebralen Krampfanfall. Allerdings lasse sich ein solches
Ereignis weder aus der Vorgeschichte noch aus den klinischen Befunden herleiten.
Allenfalls kÃ¶nnte die vom KlÃ¤ger mehrfach beschriebene "Explosion" im Kopf als
sogenanntes "Auraerlebnis" und somit als Hinweis auf einen Krampfanfall gedeutet
werden. Es kÃ¶nnte sich aber auch um die subjektive Beschreibung einer
unspezifischen, dem Sturz vorausgehenden BefindlichkeitsstÃ¶rung handeln. Durch
einen solchen Sturz aus innerer Ursache lieÃ�en sich die beschriebenen
Verletzungen erklÃ¤ren. Der KlÃ¤ger mÃ¼sste dabei auf das Gesicht gefallen sein
und sich neben den GesichtsschÃ¤delverletzungen auch die SchÃ¤delbasis- bzw.
Felsenbein-Hinterhaupts-fraktur zugezogen haben. Ganz abgesehen davon, dass
mit einem Sturz auf den Hinterkopf die GesichtsschÃ¤delverletzungen nicht
erklÃ¤rbar wÃ¤ren, wÃ¤ren bei solch einem Vorgang, der zu einer so massiven
Frakturbildung gefÃ¼hrt habe, Prellungszeichen am Hinterkopf zu fordern,
VerÃ¤nderungen, die allerdings nicht festgestellt worden seien. Die Frage, ob ein
von AuÃ�en kommendes traumatisierendes Ereignis den Verletzungsablauf
ausgelÃ¶st haben kÃ¶nnte, sei aus Ã¤rztlicher Sicht nicht zu klÃ¤ren. Ein Sturz aus
innerer Ursache sei nicht zu beweisen. Ein solches spontanes Ereignis sei aber
denkbar. Im Ã�brigen wird auf die schriftsÃ¤tzliche Stellungnahme inhaltlich Bezug
genommen.

Die Berichterstatterin des Verfahrens hat in einem weiteren Termin zur ErÃ¶rterung
der Sach- und Rechtslage sowie zur Einnahme eines Augenscheins am 22. MÃ¤rz
2005 den Unfallbetrieb besichtigt und als Zeugen Herrn C. P. S. , Herrn W. S. und
Herrn R. B. vernommen.

Der Zeuge C. P. S. , der am Unfalltag (einem Samstag) als Fremdarbeiter im
BeschÃ¤ftigungsbetrieb des KlÃ¤gers tÃ¤tig war, hat ausgesagt, er habe den
KlÃ¤ger stark am Kopf, aus dem Ohr und der SchlÃ¤fe blutend und benommen oder
bewusstlos auf dem Boden der GieÃ�ereihalle liegend aufgefunden. Der KlÃ¤ger
habe nicht ausgestreckt, sondern verkrampft, zusammengekrÃ¼mmt auf dem
Boden gelegen, als hÃ¤tte er BauchkrÃ¤mpfe. Er habe den Kasten in KopfhÃ¶he an
den Ketten hÃ¤ngen gesehen und es sei fÃ¼r ihn dann als Unfallursache relativ klar
gewesen. Der Helm habe in etwa auf der HÃ¶he des Bedienteils am Boden gelegen.
Er habe ihn aber nicht nÃ¤her angeschaut und kÃ¶nne nicht sagen, ob er
beschÃ¤digt gewesen sei. Der KlÃ¤ger sowie er und einer seiner Mitarbeiter seien
an diesem Tag die einzigen Arbeiter in der GieÃ�erei gewesen. Ã�ber die Pforte
habe sein Mitarbeiter einen SanitÃ¤tswagen alarmiert. Vom BeschÃ¤ftigungsbetrieb
des KlÃ¤gers sei am Unfalltag bei der ganzen Sache niemand anwesend gewesen
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und auch nicht mehr vorbeigekommen.

Der Zeuge W. S. hat ausgesagt, er sei durch die Pforte vom Unfall benachrichtigt
worden und habe mit dem Zeugen B. fÃ¼r den Folgetag einen Termin im Betrieb
vereinbart. Am Folgetag habe man die Bilder von Blatt 24 ff der Verwaltungsakte
gefertigt. Nach seiner Meinung sei der Zustand der FormkÃ¤sten und des
RÃ¼ttelrostes so wie auf dieser Bilddokumentation gewesen, da nach dem Unfall
niemand mehr gearbeitet habe. Man habe sich Gedanken Ã¼ber die mÃ¶glichen
Ursachen gemacht, z.B. das mÃ¶gliche AnstoÃ�en durch einen Formkasten oder
eine Kette. Der Kasten sei aber nicht in KopfhÃ¶he gewesen und die Kette habe sich
noch am Kasten befunden. Eine weitere Kette sei nicht in der NÃ¤he gewesen.
Deshalb habe man dies als Unfallursache ausgeschlossen. Als weitere denkbare
Unfallursache komme auch in Betracht, dass von dem Ã¼ber dem KlÃ¤ger
befindlichen Kran, der fÃ¼r den Transport des Formkastens verwendet werde, ein
Teil, beispielsweise ein StÃ¼ck Eisen oder eine Schraube oder Ã¤hnliches auf den
behelmten Kopf des KlÃ¤gers gefallen sei. Allerdings seien am Unfallort
entsprechende Dinge nicht festgestellt worden, was jedoch auch angesichts der
Bedingungen kaum mÃ¶glich gewesen wÃ¤re. Es seien groÃ�e Mengen Sand in der
NÃ¤he des Unfallortes und deshalb wÃ¤re auch ein herabgefallenes Teil nicht mehr
auffindbar bzw. als solches nicht identifizierbar gewesen. AuszuschlieÃ�en sei ein
solcher Unfallhergang allerdings nicht.

Der Zeuge B. hat ausgesagt, er habe vom Unfall von dem Zeugen W. S. erfahren
und mit diesem den Unfallort am Sonntag angeschaut. Man habe Fotos gemacht
und Ã�berlegungen zur Unfallursache angestellt. Die Sicherheitsfachkraft, Herr K. ,
sei mit anwesend gewesen. Der Helm habe auf dem Boden gelegen und sei seines
Erachtens nicht beschÃ¤digt gewesen. Man habe Blut und Haare des KlÃ¤gers
gefunden. Herr K. habe den KlÃ¤ger im Krankenhaus besucht und die in der
Unfallanzeige niedergelegte Unfallschilderung abgeben. Am Montag nach dem
Unfalltag habe eine Elektrofachkraft das Bedienteil des Krans untersucht. Man habe
allerdings keinen technischen Defekt feststellen kÃ¶nnen, so dass ein elektrischer
Schlag als Unfallursache habe ausgeschlossen werden kÃ¶nnen. Es sei durchaus
mÃ¶glich, von einem schwingenden Formkasten am Kopf getroffen zu werden. Das
habe der KlÃ¤ger jedoch ausgeschlossen. Das Herunterfallen eines Teils, das den
KlÃ¤ger getroffen haben kÃ¶nnte, aufgrund eines Fehlgriffs eines Kollegen, habe
man ausschlieÃ�en kÃ¶nnen, weil der KlÃ¤ger alleine gewesen sei. Die
BodenverhÃ¤ltnisse am Unfallort seien im Ã¼brigen auch so, dass man sich bei
einem Sturz aus Ohnmacht schwere Verletzungen an den auf dem Boden liegenden
Eisenplatten und Ã¤hnlichem zuziehen kÃ¶nne. Der Zeuge hat auÃ�erdem eine
Aktennotiz des Herrn K. Ã¼ber die Begehung des Unfallortes am 1. Februar 1998,
Ã¼ber einen Besuch des KlÃ¤gers am 4. Februar 1998 sowie eine Befragung des
KlÃ¤gers am 13. Februar 1998 Ã¼bergeben.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts sowie des Vorbringens der
Beteiligten wird auf den Inhalt der Verwaltungsakten sowie der Gerichtsakten beider
Instanzen, insbesondere die Niederschriften der ErÃ¶rterungstermine Bezug
genommen.
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EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die gemÃ¤Ã� Â§Â§ 143, 144 Sozialgerichtsgesetz (SGG) statthafte und nach Â§ 151
SGG zulÃ¤ssige Berufung der Beklagten ist unbegrÃ¼ndet. Das SG hat im Ergebnis
zu Recht das Vorliegen eines entschÃ¤digungspflichtigen Arbeitsunfalls am 31.
Januar 1998 festgestellt, auch wenn im Tenor der angefochtenen Entscheidung
lediglich die Verurteilung der Beklagten zur Anerkennung des Ereignisses vom 31.
Januar 1998 als Arbeitsunfall erfolgt ist.

Dem KlÃ¤ger steht ein berechtigtes Interesse zur Seite, das Vorliegen eines
Unfallereignisses als solches auch isoliert feststellen zu lassen (Â§ 55 Abs. 1 Nr. 1
SGG). Ein Feststellungsinteresse besteht bezÃ¼glich des strittigen Eintritts eines
Versicherungsfalls (Arbeitsunfall), wenn dessen Vorliegen vom
VersicherungstrÃ¤ger bestritten wird (BSG, u.a. Urteile vom 28. April 2004 â�� B 2
U 21/03 R â�� in SozR 4-5671 Anlage 1 zu Nr. 5101 Nr. 2 und vom 7. September
2004 â�� B 2 U 45/03 R â�� in juris). Ein berechtigtes Interesse stellt dabei jedes
nach der Sachlage vernÃ¼nftigerweise gerechtfertigte Interesse rechtlicher,
tatsÃ¤chlicher oder wirtschaftlicher Art dar, das insbesondere auch dann gegeben
ist, wenn aufgrund des streitigen Unfallereignisses SpÃ¤tschÃ¤den nicht entfernt
liegen (vgl. Meyer-Ladewig Kommentar zum SGG, 7. Auflage 2002 Â§ 55 SGG Rn. 15
a) oder, wie im vorliegenden Fall, die GewÃ¤hrung einer Verletztenrente von der
Feststellung des Bestehens eines (entschÃ¤digungspflichtigen) Arbeitsunfalls
abhÃ¤ngt.

VersicherungsfÃ¤lle der gesetzlichen Unfallversicherung sind ArbeitsunfÃ¤lle und
Berufskrankheiten (Â§ 7 Abs. 1 Sozialgesetzbuch Siebtes Buch [SGB VII]).
ArbeitsunfÃ¤lle sind nach Â§ 8 Abs. 1 Satz 1 SGB VII UnfÃ¤lle von Versicherten
infolge einer den Versicherungsschutz nach den Â§Â§ 2, 3 oder 6 SGB VII
begrÃ¼ndenden TÃ¤tigkeit (versicherte TÃ¤tigkeit). UnfÃ¤lle sind zeitlich
begrenzte, von auÃ�en auf den KÃ¶rper einwirkende Ereignisse, die zu einem
Gesundheitsschaden oder zum Tod fÃ¼hren (Â§ 8 Abs. 1 Satz 2 SGB VII).

Als Folge eines Unfalls sind GesundheitsstÃ¶rungen nur zu berÃ¼cksichtigen, wenn
das Unfallereignis wie auch das Vorliegen der konkreten BeeintrÃ¤chtigung bzw.
GesundheitsstÃ¶rung jeweils bewiesen und die BeeintrÃ¤chtigung mit
Wahrscheinlichkeit auf das Unfallereignis zurÃ¼ckzufÃ¼hren ist. FÃ¼r die
GewÃ¤hrung von Leistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung ist ein
ursÃ¤chlicher Zusammenhang zwischen der versicherten TÃ¤tigkeit und der
schÃ¤digenden Einwirkung einerseits (haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t) und
zwischen der schÃ¤digenden Einwirkung und der Erkrankung andererseits
(haftungsausfÃ¼llende KausalitÃ¤t) erforderlich. WÃ¤hrend es fÃ¼r die Bejahung
eines ursÃ¤chlichen Zusammenhangs ausreicht, dass eine hinreichende
Wahrscheinlichkeit dafÃ¼r vorliegt, d. h. dass bei vernÃ¼nftiger AbwÃ¤gung aller
UmstÃ¤nde den UmstÃ¤nden ein deutliches Ã�bergewicht zukommt, die fÃ¼r den
Zusammenhang sprechen, so dass darauf die richterliche Ã�berzeugung
gegrÃ¼ndet werden kann, ist fÃ¼r die Feststellung, dass ein Unfallereignis
vorgelegen hat, der Vollbeweis erforderlich. Das heiÃ�t allerdings nicht, dass diese
Tatsachen mit absoluter Gewissheit festgestellt werden mÃ¼ssen, so dass jede nur
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denkbare andere MÃ¶glichkeit ausgeschlossen ist. Es reicht auch hier ein der
Gewissheit nahe kommender Grad der Wahrscheinlichkeit der Tatsachen aus (vgl. 
BSGE 45, 285, 287), die allerdings in so hohem Grade wahrscheinlich sein
mÃ¼ssen, dass bei vernÃ¼nftiger AbwÃ¤gung des Gesamtergebnisses des
Verfahrens der volle Beweis als erbracht angesehen werden kann (BSGE 58, 80,
83).

Unter BerÃ¼cksichtigung dieser GrundsÃ¤tze ist der Senat aufgrund des beim
KlÃ¤ger bestehenden Verletzungsmusters und dem Fehlen nachgewiesener innerer
Ursachen sowie unter BerÃ¼cksichtigung der Aussagen der Zeugen bei der
Beweisaufnahme davon Ã¼berzeugt, dass es sich beim Ereignis am 31. Januar 1998
um einen entschÃ¤digungspflichtigen Arbeitsunfall gehandelt hat.

Dem steht nicht schon entgegen, dass sich der genaue Unfallhergang nicht mehr
rekonstruieren lÃ¤sst. Der Umstand, dass sich der KlÃ¤ger nicht mehr in
Einzelheiten an den Ablauf des Unfallgeschehens erinnern kann und in Details
voneinander abweichende HergÃ¤nge des Unfallgeschehens schilderte, schlieÃ�t
noch nicht den Nachweis eines Arbeitsunfalls aus. ZunÃ¤chst ist nÃ¤mlich zu
beachten, dass sich der KlÃ¤ger am 31. Januar 1998 schwere Kopfverletzungen
zugezogen hat, die u. a. auch eine Amnesie betreffend das Unfallgeschehen
bewirkten. Eine ErinnerungslÃ¼cke unklarer Dauer hat bereits Prof. Dr. H. im
Bericht vom 31. Januar 1998 (Begleitblatt auf Verlaufskontrolle fÃ¼r SchÃ¤del-Hirn-
Verletzte) beschrieben.

Dass der KlÃ¤ger bei einer Befragung durch den Betriebsarzt fÃ¼nf Tage nach dem
Geschehen von Einwirkungen von AuÃ�en nichts zu berichten wusste, schlieÃ�t das
tatsÃ¤chliche Vorliegen Ã¤uÃ�erer Einwirkungen ebenfalls nicht aus, sondern
besagt nur, dass der KlÃ¤ger solche nicht bemerkt hat. Dies ist, berÃ¼cksichtigt
man die Tatsache, dass der KlÃ¤ger nach allen denkbaren GeschehensablÃ¤ufen,
auf die noch einzugehen sein wird, zunÃ¤chst eine Hinterhauptfraktur erlitten hat,
auch nicht verwunderlich, da die Ã¤uÃ�ere Einwirkung offensichtlich auÃ�erhalb
seines Sichtfeldes von hinten auf ihn traf.

Der Ausschluss Ã¤uÃ�erer Ursachen fÃ¼r den Unfall des KlÃ¤gers erfolgte unfallnah
also nur durch die Angaben Dritter (Arbeitgeber, Betriebsarzt), die alle keine
Unfallzeugen waren. Dabei ist noch darauf hinzuweisen, dass die Unfallschilderung
des Arbeitgebers in der Unfallanzeige jedenfalls unvollstÃ¤ndig, wenn nicht sogar
unrichtig erfolgte. So wurden in der Unfallanzeige sichtbare Ã¤uÃ�ere Verletzungen
des KlÃ¤gers noch ausgeschlossen, erst auf Nachfrage der Beklagten im Schreiben
des Arbeitgebers vom 20. Mai 1999 aber doch von einer, im Ã¼brigen auch durch
den Durchgangsarzt feststellten, Platzwunde am Haaransatz berichtet. Die
ErklÃ¤rung des Zeugen B. im Termin zur ErÃ¶rterung der Sach- und Rechtslage
sowie zur Beweisaufnahme am 22. MÃ¤rz 2005, wonach sichtbare Ã¤uÃ�ere
Verletzungen deshalb verneint worden seien, weil der KlÃ¤ger erklÃ¤rt habe, er
habe nur aus dem Ohr geblutet und sei ohnmÃ¤chtig geworden und sie seitens der
Betriebsleitung auf die Folgen einer (unfallunabhÃ¤ngigen) Ohnmacht
zurÃ¼ckgefÃ¼hrt worden seien, konnte insoweit nicht Ã¼berzeugen. Denn es ist
nicht Sache des BeschÃ¤ftigungsbetriebs, in der Unfallanzeige Vermutungen Ã¼ber
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das Unfallgeschehen anzustellen und daraus resultierende Bewertungen in die
Darstellung der Verletzungsfolgen einflieÃ�en zu lassen.

Auch die AusfÃ¼hrungen des TAB Dipl. â�� Ing. M. vermÃ¶gen Ã¤uÃ�ere Ursachen
fÃ¼r das Unfallgeschehen nicht auszuschlieÃ�en. Er hat am 26. Juni 1998, also
ungefÃ¤hr ein halbes Jahr nach dem Unfallereignis, eine Betriebsbesichtigung
durchgefÃ¼hrt und entweder vom ordnungsgemÃ¤Ã�en technischen Zustand aller
Betriebseinrichtungen (welcher?) an diesem Tag darauf geschlossen, dass die
besichtigten Einrichtungen und GerÃ¤te auch am Unfalltag in einwandfreiem
Zustand waren oder ohne eigene PrÃ¼fung die Angaben des
BeschÃ¤ftigungsbetriebs Ã¼bernommen. Selbst vor dem Hintergrund, dass nach
Angabe des Zeugen B. zwei Tage nach dem Unfall durch eine Elektrofachkraft das
ordnungsgemÃ¤Ã�e Funktionieren des Bedienteils untersucht worden sei, kann
daraus zulÃ¤ssigerweise nicht jeder technischer Mangel oder eine andere, dem
Betrieb zuzurechnende Unfallursache ausgeschlossen werden, zumal der Betrieb
nicht Ã¼ber PrÃ¼funterlagen Ã¼ber die durchgefÃ¼hrten PrÃ¼fungen verfÃ¼gte.
Befremdlich mutet insoweit auch die Aussage des TAB in seinem Bericht vom 10.
Dezember 1998 an, wonach er den KlÃ¤ger am 24. Juli 1998 als Teilnehmer eines
Tagesseminars fÃ¼r sicheres Arbeiten im GieÃ�ereibereich, wo sich der KlÃ¤ger als
aktiver Teilnehmer ohne irgendwelche Ausfallerscheinungen an der Diskussion
beteiligt habe, auf den Unfallhergang angesprochen habe. Denn die Feststellung
gesundheitlicher EinschrÃ¤nkungen dÃ¼rfte sicherlich nicht zu den Aufgaben des
TAB gehÃ¶ren. Zum anderen kann, selbst eine auch objektiv uneingeschrÃ¤nkte
Teilnahme des KlÃ¤gers an dieser Veranstaltung unterstellt, aus diesem Umstand
nichts zur Frage hergeleitet werden, ob sich der KlÃ¤ger noch an das
Unfallgeschehen erinnern kann oder ob Ã¼berdauernde funktionelle
EinschrÃ¤nkungen des LeistungsvermÃ¶gens des KlÃ¤gers durch den Unfall
verursacht worden sind.

Es verwundert weiter, dass aus der Schilderung des KlÃ¤gers, er habe zunÃ¤chst
eine Art "Explosion" im Kopf verspÃ¼rt, sofort auf innere Ursachen fÃ¼r den Sturz
geschlossen wird. Dabei wird vÃ¶llig auÃ�er acht gelassen, dass es sich bei dieser
Schilderung um die eines Schwerverletzten medizinischen Laien handelt, der
versucht, in seine Worte zu fassen, was ihm vom Unfallgeschehen noch erinnerlich
ist. Dass dieses "ExplosionsgefÃ¼hl" auch dadurch hervorgerufen werden kann,
dass ein schwerer Gegenstand auf einen behelmten Kopf trifft und, wie medizinisch
festgestellt, eine Hinterhauptfraktur bewirkt, wurde nicht thematisiert oder als
Alternative zur unterstellten inneren Ursache diskutiert. Dass der KlÃ¤ger auch nach
dieser ersten "Explosion" in zeitlichem Zusammenhang zum Unfall weitere
vergleichbare Empfindungen beschrieben hat, lÃ¤sst ebenfalls nicht den sicheren
Schluss auf eine innere Ursache zu. Denn, wie dargestellt, war der KlÃ¤ger schwer
hirnverletzt und waren SchmerzzustÃ¤nde, die sich auch als "Explosionen"
beschreiben lassen kÃ¶nnen, schon aus diesem Grund nicht unwahrscheinlich. Im
Ã�brigen hÃ¤tte bereits die Schilderung des KlÃ¤gers, er hÃ¤tte sich auf dem
Mittelgang bzw. Fahrweg "hingelegt", nachdem ihm schwindelig geworden war, in
Anbetracht der Kopfverletzungen Zweifel daran wecken mÃ¼ssen, ob sich der
KlÃ¤ger wirklich an Einzelheiten des Unfallgeschehens erinnern kann.
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Soweit die Beklagte annimmt, eine Erkrankung des KlÃ¤gers (innere Ursache) habe
zum Sturz gefÃ¼hrt und sich bei dem Sturz auch kein Betriebsrisiko verwirklicht,
verweist der Senat darauf, dass eine innere Ursache bis zum Zeitpunkt der
gerichtlichen Entscheidung nicht nachgewiesen werden konnte oder wenigstens
Anhaltspunkte dafÃ¼r bestehen. Im Ã¼brigen steht zur Ã�berzeugung des Senats
nach dem Ergebnis der Augenscheinseinnahme am 22. MÃ¤rz 2005 auch fest, dass
bei einem Sturz auf den Boden der GieÃ�ereihalle keineswegs nur eine Gefahr des
tÃ¤glichen Lebens verwirklicht wird. Der Boden der GieÃ�ereihalle ist nicht nur von
erheblichem Schmutz, teilweise regelrechten Sandbergen (von dem aus den
FormkÃ¤sten gerÃ¼ttelten FÃ¼llsand) und aussortierten, weil misslungenen
Gussformen Ã¼bersÃ¤ht, sondern durch Eisenschwellen, Dellen und andere
Unebenheiten von einer Beschaffenheit, die ein sicheres Fortbewegen nur mit
Beobachtung des Untergrunds ermÃ¶glicht. Die Auffassung, dass sich angesichts
dieser BodenverhÃ¤ltnisse bei einem Sturz (aus welcher Ursache auch immer) nur
das normale Lebensrisiko verwirklicht, kann der Senat daher nicht teilen.

Bereits im Ostalbklinikum, in dem der KlÃ¤ger unmittelbar nach dem Unfall
behandelt worden war, waren innere Erkrankungen als Sturzursache
ausgeschlossen worden. Dass zunÃ¤chst unmittelbar nach dem Unfall nach solchen
Erkrankungen nicht geforscht worden ist, macht den spÃ¤teren sicheren Ausschluss
nicht angreifbar, da auf Hinweis der Beklagten entsprechende Untersuchungen
zeitnah nach dem Unfall noch durchgefÃ¼hrt worden sind. Der an den Armen des
KlÃ¤gers gemessene unterschiedliche Blutdruck fand sich bei Nachuntersuchungen
des Hausarztes noch im Toleranzbereich. Weitere Anhaltspunkte fÃ¼r
anlagebedingte Erkrankungen bestehen nicht.

Selbst eine kÃ¶rpereigene, innere Ursache als hypothetische MÃ¶glichkeit
unterstellt, wÃ¤re dann immer noch unter BerÃ¼cksichtigung aller UmstÃ¤nde des
Einzelfalls die Wertentscheidung zu treffen, ob innere oder Ã¤uÃ�ere Ursachen
wesentlich fÃ¼r den Unfall und dessen Verlauf waren und folglich als Ursachen im
Rechtssinn anzusehen sind oder ob vielmehr die kÃ¶rpereigene Ursache von so
Ã¼berragender Bedeutung fÃ¼r Art und Schwere des Unfalls war, dass sie allein als
wesentliche Ursache im Rechtssinne fÃ¼r den Unfall anzusehen ist (BSG SozR 2200
Â§ 548 Nr. 75 und 81). Es verhÃ¤lt sich insoweit mit dem Nachweis einer inneren
Ursache aber nicht anders als mit dem der Ã¤uÃ�eren Ursache. Auch sie muss
erwiesen sein, um bei der AbwÃ¤gung mit anderen Ursachen berÃ¼cksichtigt
werden zu kÃ¶nnen (BSG, Urt. v. 20. Januar 1987 â�� 2 RU 27/86 â�� mit weiteren
Nachweisen). Ã�ber die rein hypothetische ErwÃ¤gung einer inneren Ursache
hinaus konnte die Beklagte diesen Nachweis jedoch nicht erbringen. Es sprechen
daher keinerlei Gesichtspunkte fÃ¼r einen Sturz aus innerer Ursache.

Unter BerÃ¼cksichtigung des dem KlÃ¤ger noch erinnerlichen Unfallgeschehens,
der Aussage der Zeugen sowie der â�� unstreitig erlittenen â�� Verletzungen,
insbesondere von Verletzungen im Gesichts- und Hinterkopfbereich, steht mit dem
erforderlichen BeweismaÃ� zur Ã�berzeugung des Senats ein Unfallgeschehen fest,
das durch Ã¤uÃ�ere UmstÃ¤nde verursacht worden ist und daher von der Beklagten
als Arbeitsunfall zu entschÃ¤digen ist.
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Der Zeuge C. P. S. war der Erste, der den KlÃ¤ger gefunden hat. Die Zeugen W. S.
und B. waren am Unfalltag nicht in dem Betrieb. Nach Angaben des Zeugen C. P. S.
befand sich der Kasten in KopfhÃ¶he des KlÃ¤gers, weswegen fÃ¼r ihn die
"Unfallursache klar" war. Auch hat der Helm des KlÃ¤gers nach Erinnerung dieses
Zeugen auf HÃ¶he des Bedienteils am Boden gelegen. Soweit der KlÃ¤ger selbst
sich zu diesen UmstÃ¤nden geÃ¤uÃ�ert hat erscheint es fraglich, ob er sich konkret
erinnern kann, nachdem eine ErinnerungslÃ¼cke â�� wie Ã¤rztlich dokumentiert
â�� aufgetreten ist. Die von den Angaben des Zeugen C. P. S. abweichenden
Angaben der Zeugen W. S. und B. sind bezÃ¼glich des Kastens nicht
Ã¼berzeugend, da sie am Unfalltag nicht im Betrieb waren. Im Ã¼brigen hat auch
der Zeuge W. S. eingerÃ¤umt, es sei mÃ¶glich, dass ein Metallteil auf den KlÃ¤ger
gefallen sei und hat angegeben, dass es bei den Ã¶rtlichen VerhÃ¤ltnissen nicht
mÃ¶glich gewesen ist, es ggf. zu finden und als unfallursÃ¤chlich zu identifizieren.
Entsprechend hat auch der Zeuge B. das Herabfallen eines Metallteiles als
schÃ¤digende Ursache nur deshalb als nicht mÃ¶glich erachtet, weil das
Herabfallen nicht durch Arbeitskollegen des allein arbeitenden KlÃ¤gers verursacht
worden sein kÃ¶nne. Dies schlieÃ�t aber ein Herabfallen infolge Vibrationen beim
Anschalten des RÃ¼ttlers und BetÃ¤tigen des Krans bzw. der Laufkatze nicht aus.
Des weiteren zeigen die in der Akte der Beklagten enthaltenen Bilder, die am Tag
nach dem Unfall gefertigt wurden, Blutantragungen am Boden und daneben ohne
(wesentliche) Blutantragung ein HaarbÃ¼schel. Dies spricht dafÃ¼r, dass das
HaarbÃ¼schel nicht durch ein Aufschlagen an der Stelle des Bodens ausgerissen
wurde, an der sich die grÃ¶Ã�ere Blutantragung gefunden hat.

Des weiteren lÃ¤sst sich zur Ã�berzeugung des Senats das Verletzungsmuster nicht
mit einem Sturz aus innerer Ursache erklÃ¤ren.

Der von ihr als Beratungsarzt in das Verfahren eingeschaltete PD Dr. R. hat in seiner
Stellungnahme vom 18. Juli 2004, die als qualifizierter Beteiligtenvortrag zu
verwerten ist, zwei denkbare Ereignisketten beschrieben. Soweit die eine
Ereigniskette mit einem Sturz ohne Ã¤uÃ�ere Einwirkung beginnt, lehnt er diese
Ursachenkette wenig spÃ¤ter ab, weil ein Sturz aus innerer Ursache nicht zu
beweisen ist, wenn auch aus seiner Sicht durchaus denkbar erscheint. Die
AusfÃ¼hrungen des PD Dr. R. erscheinen auch insoweit durchaus widersprÃ¼chlich,
als er zwar zusammenfassend ausfÃ¼hrt, dass durch einen Sturz aus innerer
Ursache alle Verletzungen erklÃ¤rt werden kÃ¶nnten (Seite 5 seiner
AusfÃ¼hrungen oben), dann aber ausfÃ¼hrt, der KlÃ¤ger mÃ¼sste auf das Gesicht
gefallen sein und sich dabei auch die SchÃ¤delbasis- bzw.
Felsenbeinhinterhauptsfraktur zugezogen haben und dass bei einem Sturz auf den
Hinterkopf die Gesichtsverletzungen nicht erklÃ¤rt werden kÃ¶nnten und
Prellungszeichen am Hinterkopf aufgetreten wÃ¤ren.

Die von PD Dr. R. dargestellte weitere Ereigniskette beginnt damit, dass der KlÃ¤ger
von einem Gegenstand am Kopf getroffen wird, daraufhin stÃ¼rzt und sich die
aktenkundigen Frakturen zuzieht. Diese Darstellung haben auch die Zeugen S. und
B. als mÃ¶glichen Geschehensablauf geschildert, den sie jedoch mangels
auffindbarer GegenstÃ¤nde im Umfeld des Unfallortes fÃ¼r sich als denkbaren
Ereignisablauf ausschlossen.
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Wenn PD Dr. R. in seinen weiteren AusfÃ¼hrungen diesen Unfallverlauf dann jedoch
ebenfalls, wenn auch aus anderen GrÃ¼nden, ausschlieÃ�t, Ã¼berzeugen diese
AusfÃ¼hrungen nicht. PD Dr. R. fÃ¼hrt nÃ¤mlich auf Seite 5 seiner Stellungnahme
u. a. aus, dass bei einem Sturz auf den Hinterkopf angesichts der erlittenen
Frakturbildung Prellungszeichen am Hinterkopf zu erwarten gewesen wÃ¤ren, diese
jedoch weder bei der Aufnahmeuntersuchung noch spÃ¤ter festgestellt werden
konnten. Dies macht zur Ã�berzeugung des Senats deutlich, dass die
Hinterhauptverletzungen des KlÃ¤gers nicht durch einen Sturz bedingt sein
kÃ¶nnen. BerÃ¼cksichtigt man die Tatsache, dass der KlÃ¤ger, als er die erste
"Explosion" im Kopf verspÃ¼rte, einen Helm getragen und eine Einwirkung von
AuÃ�en, da nicht von vorne oder seitlich in das Gesichtsfeld tretend, nicht
wahrgenommen hat, sprechen alle UmstÃ¤nde fÃ¼r eine Schlag durch einen
schweren Gegenstand von hinten zunÃ¤chst auf den behelmten Kopf. Dieser Schlag
hat schon deshalb keine Prellungszeichen hinterlassen, weil er auf den Helm
getroffen ist. Dazu passen auch die AusfÃ¼hrungen des KlÃ¤gers, wonach nach der
ersten "Explosion" der Helm weggeflogen sei.

Die erlittenen GesichtsschÃ¤delverletzungen (Platzwunde frontal, Jochbeinfraktur
rechts) lassen sich, insoweit folgt der Senat den AusfÃ¼hrungen des PD Dr. R. ,
durch einen diesem Schlag nachfolgenden Sturz erklÃ¤ren. Nach den Angaben des
Zeugen C. P. S. wurde der KlÃ¤ger liegend auf dem Fahrweg gefunden, so dass
entweder von einem schwindelbedingten Sturz oder einem Sturz nach vorne auf
den Kopf, nachdem der KlÃ¤ger auf die Knie gesunken war, auszugehen ist.

Nach alldem ist unter BerÃ¼cksichtigung aller Angaben und Indizien des Einzelfalls
zur Ã�berzeugung des Senats anhand der Verletzungen des KlÃ¤gers und auch der
Unfallschilderungen mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit nachgewiesen,
dass Ã¤uÃ�ere Ursachen die Verletzungen am Hinterhaupt des KlÃ¤gers und den
nachfolgenden Sturz verursacht haben, der wiederum die
GesichtsschÃ¤delverletzungen des KlÃ¤gers hervorgerufen hat und innere
Ursachen, die in eine AbwÃ¤gung damit zu stellen wÃ¤ren, nicht wahrscheinlich,
erst recht nicht nachgewiesen sind.

Soweit die Beklagte in ihren SchriftsÃ¤tzen vom 18. Februar 2005 bzw. 3. Mai 2005
noch BeweisantrÃ¤ge ankÃ¼ndigte, hat sie diese im Termin zur mÃ¼ndlichen
Verhandlung am 23. Juni 2005 nicht wiederholt. Deshalb ist insoweit nur
ergÃ¤nzend auszufÃ¼hren:

Soweit der Zeuge Dr. H. , BAD A. zum Beweisthema befragt werden sollte, ob der
KlÃ¤ger am 5. Februar 1998 angegeben habe, beim Einschalten des RÃ¼ttlers eine
Explosion am Kopf verspÃ¼rt zu haben und derartige Erscheinungen spÃ¤ter
mehrfach gehabt habe, wird diese Behauptung fÃ¼r wahr unterstellt und wurde der
Bewertung durch den Senat auch zugrunde gelegt.

Gleiches gilt fÃ¼r die im Schriftsatz vom 18. Februar 2005 als Zeugen benannten H.
und K â�¦ Der als (weiterer) Zeuge benannte Mitarbeiter B. sowie Herr C. P. S.
wurden im Termin zur ErÃ¶rterung der Sach- und Rechtslage am 22. MÃ¤rz 2005 als
Zeugen befragt.
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Soweit des weiteren ein SachverstÃ¤ndigengutachten durch Prof. Dr. H. W.
"beantragt" worden ist, erachtet der Senat den Sachverhalt aus medizinischer Sicht,
nicht zuletzt unter BerÃ¼cksichtigung der AusfÃ¼hrungen des Beratungsarztes der
Beklagten PD Dr. R. und unter WÃ¼rdigung aller aktenkundigen Ã¤rztlichen
Ã�uÃ�erungen und Stellungnahmen als hinreichend aufgeklÃ¤rt.

Da nach alldem das SG der Klage zu Recht stattgegeben hat, war die Berufung der
Beklagten zurÃ¼ckzuweisen.

Hierauf und auf Â§ 193 SGG beruht die Kostenentscheidung.

Die Revision war nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen nach Â§ 160 Abs. 2 SGG
nicht gegeben sind.

Erstellt am: 23.06.2006

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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